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 3.000 € für extern aufladbare Hybridfahrzeuge (Vo-
raussetzung: Das Fahrzeug muss, bezogen auf den 
Anteil des Verbrennungsmotors, weniger als 50g 
CO2 je gefahrenem Kilometer ausstoßen). 

Von der Prämie begünstigt sind der Kauf, die Finanzie-
rung, das Leasing oder die Miete eines entsprechenden 
Neufahrzeugs mit einem Nettobasislistenpreis von ma-
ximal 65.000 € und einer Mindesthaltedauer von sechs 
Monaten.  

Der Umweltbonus lief zunächst bis Ende Juni 2019 und 
wurde Anfang Juni 2019 bis zum 31.12.2025 verlängert. 
Außerdem wurde zum 08.07.2020 eine Innovations-
prämie eingeführt. Technisch wird hierbei beim Um-
weltbonus der Bundesanteil befristet bis 31.12.2021 
verdoppelt. Fahrzeuge erhalten eine Förderung von bis 
zu 9.000 €, Plug-in-Hybride erhalten eine Förderung in 
Höhe von bis zu 6.750 €. 

Für die Förderrunde ab 2022 gibt es für Plug-in-Hybride 
Verschärfungen: Der Schadstoffausstoß darf nicht mehr 
als 50 g CO2 pro km oder mindestens 60 km rein elekt-
rische Reichweite betragen. Ab 2023 gelten 50 g CO2 
pro km oder mindestens 80 km rein elektrische Reich-
weite. Bisher musste die elektrische Reichweite ledig-
lich 40 km betragen 

Hinweis 

Der Prämienantrag im Rahmen der Kaufprämie sowie für 

die Innovationsprämie erfolgt nach dem Erwerb des 

Fahrzeugs online unter www.bafa.de. Dort gibt es auch 

eine Liste der förderfähigen Fahrzeugmodelle. 

Eine gesonderte Beantragung der Innovationsprämie ist 

nach Aussage des BAFA nicht notwendig. Die erhöhten 

Fördersätze wird das BAFA nach Prüfung der Förder-

voraussetzungen automatisch auszahlen. 

Auch junge gebrauchte Elektrofahrzeuge werden gefördert, 

wenn die Erstzulassung nach dem 04.11.2019 erfolgte. 

4 Nutzung von Elektrofahrrädern 

4.1 Fahrrad oder Kfz? 
Bei Elektrofahrrädern (auch E-Bikes genannt), also 
Fahrrädern mit zumindest elektronischem Unterstüt-
zungsmotor, ist zu klären, ob sie noch als einfaches 
Fahrrad oder als Kfz einzuordnen sind. Dies ist wichtig 
für die weitere steuerliche Würdigung. 

Klassische E-Bikes fahren auf Knopfdruck ohne Pe-
dalunterstützung. Solange sie eine Geschwindigkeit von 
6 km/h nicht erreichen, gelten sie noch als normales 
Fahrrad, ab 6 km/h jedoch sind es zulassungspflichtige 
Kfz. 

Neben E-Bikes gibt es noch sogenannte Pedelecs. 
Diese bieten nur bei gleichzeitigem Pedalbetrieb eine 
Elektromotorunterstützung. Erfolgt die Motorunterstüt-
zung bis zu 25 km/h und hat der Hilfsantrieb eine 

Nenndauerleistung von höchstens 0,25 kW, gelten sie 
ebenfalls noch als Fahrrad. Wird auch bei höheren Ge-
schwindigkeiten oder mit einer höheren Nenndauerleis-
tung unterstützt, handelt es sich um ein zulassungs-
pflichtiges Kfz. 

Hinweis  

Die Nutzung von betrieblichen Ladeeinrichtungen durch 

den Unternehmer zur Aufladung von Elektrofahrzeugen 

(Elektroautos oder auch E-Bikes) ist eine steuerpflichtige 

Entnahme des Ladestroms.  

4.2 Elektrofahrrad als Fahrrad 
Bis einschließlich 2018 führte die Überlassung von 
Fahrrädern oder von als Fahrrad zu qualifizierenden E-
Bikes oder Pedelecs stets zu einer steuerpflichtigen 
Entnahme bei der Nutzung durch den Unternehmer 
selbst. Der Vorteil war allerdings nur im Rahmen der 1-
%-Regelung auf den Bruttolistenneupreis zu versteu-
ern. Die tatsächliche private Nutzung sowie die Nutzung 
für Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstätte waren 
damit auch bereits abgegolten. 

Vom 01.01.2019 bis 31.12.2030 ist die Nutzungsent-
nahme eines (Elektro-)Fahrrads für Unternehmer steu-
erfrei; es muss keine Entnahme angesetzt werden. Bei 
der Nutzung durch einen Unternehmer sind die An-
schaffung bzw. der Beginn des Leasings entscheidend. 
Für den Erhalt der Steuerfreiheit dürfen diese erst nach 
dem 01.01.2019 erfolgt sein.  

4.3 Elektrofahrrad als Kfz 
Ist ein Elektrofahrrad als Kfz eingestuft, wird die pri-
vate Nutzung ebenfalls mit 1 % des auf volle 100 € ab-
gerundeten Bruttolistenpreises einschließlich der Um-
satzsteuer angesetzt. Jedoch sind zusätzlich monatlich 
noch 0,03 % des Bruttolistenpreises je Entfernungski-
lometer für die Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte anzusetzen. 

5 Was ist für die Umsatzsteuer 
zu beachten? 

5.1 Selbstgenutzter Pkw 
Zur Beurteilung der umsatzsteuerlichen Folgen aus ei-
ner privaten Firmenwagennutzung ist das Unterneh-
mensvermögen und nicht das Betriebsvermögen maß-
gebend. Beides kann differieren: Ein Pkw kann bei-
spielsweise aus einkommensteuerlicher Sicht zum Pri-
vatvermögen gehören und umsatzsteuerlich trotzdem 
Unternehmensvermögen sein. 

Bei der umsatzsteuerlichen Einordnung eines Pkw ha-
ben Sie mehrere Möglichkeiten. Liegt die unternehme-
rische Nutzung einschließlich der Fahrten zum Betrieb 

 unter 10 %, handelt es sich um Privatvermögen. 
Ein Vorsteuerabzug aus dem Kauf ist nicht möglich. 
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Die Vorsteuer aus den laufenden Betriebskosten ist 
anteilig geltend zu machen (etwa aus der Inspektion 
mit 5 %). Der spätere Verkaufserlös wird nicht mit 
Umsatzsteuer belastet, auch eine Privatnutzung ist 
nicht zu versteuern. 

 bei 100 %, ist das Fahrzeug vollständig dem Unter-
nehmen zuzuordnen. Alle Vorsteuerbeträge sind 
dann abziehbar, zudem muss die Privatnutzung ver-
steuert werden. 

 bei 10 % oder zwischen 10 % und 100 %, darf das 
Fahrzeug dem Unternehmensvermögen anteilig in 
Höhe der unternehmerischen Nutzung zugeordnet 
werden. Mit diesem Prozentsatz ist die Vorsteuer 
abziehbar. Die Privatnutzung wird in diesem Fall 
nicht versteuert. Alternativ ist auch eine komplette 
Zuordnung zum Unternehmensvermögen oder zum 
nichtunternehmerischen Bereich erlaubt. 

Auf den Pkw-Verkauf müssen Sie Umsatzsteuer be-
rechnen, wenn der Wagen nicht zum Privatvermögen 
gehört. Das gilt auch, wenn Sie beim Kauf nicht die vol-
le Vorsteuer angesetzt haben. 

Hinweis 

Leasingfahrzeuge sind kein Unternehmensvermögen. 

Dennoch können Sie die Vorsteuer aus den einzelnen Ra-

ten, Sonderzahlungen und laufenden Kosten geltend ma-

chen, entweder 

 anteilig nach der unternehmerischen Nutzung oder 

 in voller Höhe. Dann ist im Gegenzug die Privatnut-

zung umsatzsteuerpflichtig. 

Wenn der Pkw insgesamt dem Unternehmen zugeord-
net wird, ist die nichtunternehmerische Nutzung als un-
entgeltliche Wertabgabe umsatzsteuerpflichtig. Be-
messungsgrundlage sind die angefallenen Pkw-Kosten, 
sofern sie mit Vorsteuer belastet sind. Bei der Kosten-
ermittlung haben Sie drei verschiedene Methoden zur 
Auswahl: 

 Fahrtenbuch: Maßgebend sind alle Kosten mit 
Vorsteuerabzug. Der anteilige Betrag für die private 
Nutzung unterliegt dann der Umsatzsteuer. 

 1-%-Methode: Grundlage ist der Bruttolistenpreis. 
Für Kosten ohne Vorsteuer darf ein Pauschalab-
schlag von 20 % vorgenommen werden. 

 Schätzung: Alternativ setzen Sie 50 % der Kosten 
für die Privatnutzung an. Dieser Satz wird dann auf 
die Kosten mit Vorsteuerabzug angewendet. 

5.2 Umsatzsteuer bei Privatnutzung 
von Elektrofahrzeugen 

In der Umsatzsteuer gelten im Unterschied zur Lohn-
steuer keine besonderen Vergünstigungen für Elektro- 
oder Hybridelektrofahrzeuge. Damit erfolgt also weder 
eine Kürzung des inländischen Listenpreises im Rah-

men der 1-%-Regelung noch eine Kürzung der Ab-
schreibung bzw. Leasingaufwendungen im Rahmen der 
Fahrtenbuchmethode.  

Aus Vereinfachungsgründen können aber die Ansätze 
aus der pauschalen Wertermittlung der 1-%-Methode    
bzw. der Fahrtenbuchmethode herangezogen werden 
(ohne spezielle elektrobedingte Kürzungen). Diese 
Werte sind als Bruttowerte zu verstehen, aus denen 
dann die Umsatzsteuer auf die unentgeltliche Wertab-
gabe herauszurechnen ist.  

Bei Elektrofahrrädern ist allerdings eine Orientierung an 
der Fahrtenbuchmethode mangels Tacho nicht möglich. 
Hier kann auch eine sachgerechte Schätzung des An-
teils der Privatnutzung angenommen werden, oder es 
wird sich an den Wertansätzen der 1-%-Regelung ori-
entiert. Wenn der Wert des Fahrrads weniger als 500 € 
beträgt, muss keine Umsatzsteuer auf die Privatnut-
zung angesetzt werden.      

 

 

 

       

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wir stehen Ihnen gerne für weitere Fragen zur Verfügung. 

Rechtsstand: Mai 2022 

Alle Informationen und Angaben in diesem Mandanten-

Merkblatt haben wir nach bestem Wissen zusammengestellt.

Sie erfolgen jedoch ohne Gewähr. Diese Information kann eine

individuelle Beratung im Einzelfall nicht ersetzen. 
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